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 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Mit BMF-Schreiben vom 16. Dezember 2016 (BStBl I Seite 1435) wurde das Verfahren der 
elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung (§ 15 des 5. VermBG) gestartet. Die erst-
malige Datenübermittlung hatte danach für die in 2017 angelegten vermögenwirksamen 
Leistungen spätestens bis zum 28. Februar 2018 zu erfolgen. Das BMF-Schreiben vom 
29. November 2017 (BStBl I Seite 1626) zur Anwendung des Fünften Vermögensbildungs-
gesetzes enthält weitere Regelungen (u. a. Härtefallregelung in Abschnitt 14 Absatz 7b).  
 
Wie mitgeteilt wurde, haben es Arbeitgeber teilweise versäumt, die technischen Voraus-
setzungen für eine elektronische Datenübermittlung zu schaffen. Betroffen sind Fälle, in 
denen die vermögenswirksamen Leistungen beim Arbeitgeber selbst angelegt werden (§§ 5, 6 
und 7 des 5. VermBG, Anlagearten 2 und 3) und damit der Arbeitgeber die mitteilungspflich-
tige Stelle ist.  



 
Seite 2  Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder gilt hierzu Folgendes: 
 
1. Frist für die Übermittlung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung  

(§ 15 des 5. VermBG i. V. m. § 93c AO) 
 
Vor dem Hintergrund der aufgetretenen Umsetzungsprobleme wird die Frist für die elektro-
nische Übermittlung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung einmalig für das 
Anlagejahr 2017 um sechs Monate verlängert. Die elektronischen Vermögensbildungsbe-
scheinigungen für die in 2017 angelegten vermögenwirksamen Leistungen sind danach 
spätestens bis zum 31. August 2018 zu übermitteln. Dies gilt für alle mitteilungspflichtigen 
Stellen. 
 
2. Härtefallregelung (Abschnitt 14 Absatz 7b des BMF-Schreibens  

vom 29. November 2017 [a. a. O.]) 
 
Die Tatsache, dass die Übermittlung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung 
mit zusätzlichen Kosten und einem Umsetzungsaufwand für die mitteilungspflichtige Stelle 
verbunden ist, stellt, für sich gesehen, keinen Befreiungsgrund dar. Im Übrigen sind Anträge 
mit mehr als 100 zu übermittelnden Datensätzen grundsätzlich nicht als Härtefall genehmi-
gungsfähig.  
 
Werden die Daten der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung nicht elektronisch 
übermittelt oder erfolgt - nach einem positiv beschiedenen Härtefallantrag - keine schriftliche 
Mitteilung an die Zentralstelle für Arbeitnehmer-Sparzulage und Wohnungsbauprämie, kann 
das Betriebsstättenfinanzamt die Mitteilung mit Zwangsmitteln (§§ 328 ff. AO) durchsetzen.  
 
Der „Nachweis der vermögenswirksam angelegten Leistungen in anderer Weise“ 
(s. Abschnitt 15 Absatz 3b des BMF-Schreibens 29. November 2017 [a. a. O.]) ist im Übrigen 
nur zulässig bei technischen Problemen im Zusammenhang mit einem eingerichteten System 
der Datenübermittlung.  
 
Dieses BMF-Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für 
eine Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - 
Lohnsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines zur Ansicht und zum Abruf bereit. 
 
Im Auftrag 

http://www.bundesfinanzministerium.de/

